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a u ro ra  
Zei tung für  revolut ionäre Perspekt iven   

Die Coronapandemie geht weiter 
und die Maßnahmen der                         
Regierungen geben keinen Grund 
zur Hoffnung auf eine schnelle und 
solidarische Lösung der Krise.       

Weder im Bereich der Schulen, noch 
in den Krankenhäusern hat sich die 
Situation verbessert. Der soziale 
Lockdown hält an, während die    
Infektionszahlen steigen, Unter-
nehmen nach wie vor Gewinne 
scheffeln, Kurzarbeitsgeld ein-
streichen und Kündigungen vor-
nehmen.  

Die etablierten Parteien treiben die 
Spaltung der Arbeiter:innenklasse 
voran und bieten keine Antwort auf 

die soziale Krise. Es sind die Sozial-
arbeiter:innen in Österreich, die    
gegen Ungerechtigkeiten auf die 
Straße gehen und kämpfen, es sind 
die Beschäftigten von MAN, die   
beginnen sich gegen die Herrschen-
den zu wehren.  

Es gibt daher genug Gründe auch 
dieses Jahr wieder laut und kämpfe-
risch zum 1. Mai auf die Straße zu 
gehen und für eine bessere Welt, für 
eine solidarische Bekämpfung der 
Pandemie einzutreten und uns den 
internationalen Kampftag der      
Arbeiter:innenklasse zurückzu-
holen! 

 

€ €
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Polnische Kriegsgefangene exekutiert durch Soldaten 
des Infanterie-Regiment. 09.September 1939  

I n der Dritten Welle der Coronapandemie führen Politiker auf allen Ebenen ein Schauspiel 

auf. Dem Virus und den Großunternehmen, allen voran der Pharmaindustrie, wird das 

Stück gefallen. 

All das Chaos mit abgesagter Oster-
ruhe, Scheinbeschlüssen der             
Ministerpräsident:innen, Streit über 
Ausgangssperren, die ab 21 oder 22 
Uhr gelten sollen, Streit um die An-
zahl der Schnelltests in Betrieben, 
Forderungen nach Einführung des 
Ausnahmezustandes ins Grundge-
setz usw. lässt sich nicht mit Unver-
mögen der Akteure erklären.  

Und auch das Schielen auf Wäh-
ler:innenstimmen im Jahr der Bun-
destags- und einiger Landtagswah-
len kann das Verhalten nicht ausrei-
chend erklären. Vielmehr geht es um 
den Schutz der Wirtschaft vor Kosten 
aus der Pandemie und dem Bemü-
hen, die Interessen der Pharmain-
dustrie zu wahren. Infektiologische 
Maßnahmen wie Masken, Abstand, 
Lüftungssysteme, Tests,  könnten das 
Infektionsgeschehen zumindest ver-
langsamen. Aber die Unternehmen 
verschleppen solche wichtigen Maß-
nahmen, wie sie nur können. Am 

Ende ist der „große Wurf“ der neuen 
Regelung im Infektionsschutzgesetz 
wieder nur eine verschärfte Aus-
gangssperre. Und beim wichtigsten 
Instrument der Pandemiebekämp-

fung, den Impfungen, geht es weiter-
hin nur im Schneckentempo voran. 

Es sind gerade Länder wie die USA 
oder Deutschland, die sich einem 
Produktionsausbau durch Aufhe-
bung von Patentrechten entgegen-
stellen. Zum Beispiel in der WTO, wo 
erst im März 2021 der erneute Antrag 
von Indien und Südafrika auf zumin-
dest zeitweise Aufhebung der Patent-
rechte an Impfstoffen abgeschmet-
tert wurde zugunsten der Profitinte-
ressen der Pharmariesen.  

Während viele Impfstoffhersteller 
noch so tun, als würden sie zum 
Selbstkostenpreis ihre Seren abge-
ben, gibt Pfizer ganz offen die erwar-
tete Gewinnmarge mit über 25 % an. 

Das Infektionsgeschehen beschleu-
nigt sich auch deshalb weltweit. Der 
WHO-Generalsekretär drängte am 
19.04.2021: „Es hat neun Monate ge-
dauert bis wir eine Million Tote er-
reicht haben, 4 Monate bis es zwei 
Millionen waren und 3 Monate, bis 
es drei Millionen waren.“ Die Gefahr 
der Entstehung von Mutationen 
steigt mit der Anzahl infizierter Men-
schen. Die Hoffnung, dem zuvorzu-
kommen, schöpft sich aus den Impf-
stoffen. Doch in den westlichen Län-
dern ist die Mehrheit der Bevölke-
rung noch nicht geimpft, in vielen 
ärmeren Ländern sieht es wirklich 
finster aus. So sind  es in Afrika erst 
1 %, in Europa 17,4 % der Bevölkerung, 
die mindestens eine Impfung be-
kommen hat. Einen Großteil der 
Mangelware an Impfdosen sicherten 
sich die reichen Industrieländer.  

Heuchelei, das gibt es  reichlich. 

<< Es sind gerade Länder wie die USA oder 
Deutschland, die sich der Aufhebung von 

Patenten entgegenstellen. >> 
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S eit 1889 begehen Arbeiter:innen überall auf der Welt den 1. Mai als ihren Tag. Aber was ist 

heute davon geblieben: Erholungstag, rote Fähnchen schwingen und Nelken verteilen 

oder ist und bleibt der 1. Mai der Kampftag der Arbeiter:innenklasse? 

Wie alles begann... 

Ende des 19. Jahrhunderts spitzen 
sich die Kämpfe der Arbeiter:innen 
um Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen immer weiter zu, die Rufe 
nach einer sozialistischen Gesell-
schaft wurden lauter.  

1884 beschloss der Kongress der 
„American Federation of Labor“ den 
Kampf um den Achtstundentag.    
Unter dem Slogan „Eight hours for 
work, eight hours for rest, and eight 
hours for what you will”1 streikten 
am 1. Mai 1886 Zehntausende. In den 
Folgetagen legten Hunderttausende 
in den USA die Arbeit nieder. Einige 
konnten den Achtstundentag durch-
setzen. Jedoch wurden diese Erfolge 
von den blutigen Ereignissen in    
Chicago überschattet. Die Kundge-
bung am Haymarket wurde durch 
die Polizei massiv angegriffen. Plötz-
lich explodierte eine Bombe und   
tötete sieben Polizisten.  

Vier Anarchisten wurden, obwohl 
ihnen keine Beteiligung am An-
schlag nachgewiesen werden konnte, 
zum Tode verurteilt! Auf der ganzen 
Welt kam es zu Solidaritäts-
protesten. Der Gründungskongress 
der sozialistischen „Zweiten Inter-
nationale“ beschloss 1889 den Tag 
jährlich als „Kampftag der Arbeiter-

bewegung“  zu begehen. Das war die 
Geburt des „Ersten Mai“.  

Die durchwachsene Entwicklung 
in Deutschland und Österreich 

Schon 1890 schwappte die Maibewe-
gung auch in den deutschen Sprach-
raum. Trotz Verboten beteiligten sich 
im Deutschen Reich und der Habs-
burgermonarchie hunderttausende 
Arbeiter:innen an Streiks und 
„Maispaziergängen“. Die weitere   
Geschichte des Tages ist geprägt von 
Höhen und sehr dunklen Tiefen. Ver-
boten und als „Tag der nationalen 
Arbeit“ missbraucht unter dem   
Austro- und Hitlerfaschismus, nach 
1945 als Heerschau der sozialpartner-
schaftlichen Gewerkschaften oder im 
Ostblock der stalinistischen Staats-
macht eingesetzt, verkam der Erste 
Mai nach 1990 fast völlig zur Kultur-, 
Konsum- und Medienveranstaltung, 
zum reinen Erholungstag oder 
„Volksfest“.  

Heute: Take back 1. Mai! 

Auch wenn der Tag für den Großteil 
der Arbeiter:innen nicht mehr die 
Bedeutung früherer Tage hat,       
müssen wir uns unseren Maitag zu-
rückerobern.  Am 1. Mai 2006 streik-
ten landesweit „illegale“ Arbei-
ter:innen in den USA, letztes Jahr 

gab es dort Aktionen bei Amazon, 
FedEx und anderen in der Pandemie 
stark betroffenen Bereichen.  

Auch in Europa nutzen jenseits der 
„offiziellen“ Feiern vor allem prekari-
sierte Arbeiter:innen den „Mayday“ 
um auf ihre Lebensbedingungen hin-
zuweisen. Denn wir Arbeiter:innen 
haben eine Welt zu gewinnen. Daher 
heißt es für uns auch weiter: „Heraus 
zum 1. Mai, heraus zum inter-
nationalen Kampftag der Arbei-
ter:innenklasse!“ 

 

1 „Acht Sunden arbeiten, acht Stun-
den schlafen und acht Stunden für 
alles, was du willst“ 

<< 1889 wie heute: Heraus zum 1. Mai, heraus 
zum internationalen Kampftag der 

Arbeiter:innenklasse! >> 
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D em MAN Lkw-Werk im oberösterreichischen Steyr droht trotz Standortgarantie die 
Schließung – in der gesamten Region sind etliche tausende Arbeitsplätze bedroht.  
Anfang April hatte die Belegschaft der Übernahme des Werks durch einen Investor, 
die mit massiven Einschnitten einhergegangen wäre, abgelehnt. Wie es weiter geht ist 
derzeit völlig offen.  

Im Windschatten der Corona-Krise 
haben auch in Österreich etliche Un-
ternehmen die Schließung von 
Standorten bzw. den Abbau von    
Arbeitsplätzen angekündigt oder  
bereits durchgezogen (wir haben in 
Aurora Nr. 12 berichtet). Das MAN-
Werk in Steyr erfährt derzeit beson-
dere Aufmerksamkeit, aufgrund    
seiner Größe (in Österreich gibt es 
wenig große Industriestandorte, 
Klein- und Mittelbetriebe dominie-
ren) und seiner langen Tradition. 

Profite und Erpressung 

Erst Anfang 2020 hatte MAN eine 
Standortgarantie bis 2030 unter-
schrieben. Die Belegschaft musste 
dafür Verschlechterungen bei Über-
stundenzuschlägen und Pausen    
sowie eine Steigerung des Arbeits-
tempos hinnehmen. Das Werk in 
Steyr schrieb immer Profite 
(ausgenommen im Frühjahr 2020), 
die bei der Münchner Konzern-
mutter Traton landeten. Deren Vor-
stände erhielten 11 Millionen Euro, 
im September 2020 wurde 500 Milli-
onen Euro Dividende an die Aktio-
när:innen ausgeschüttet. Dennoch 
kassierte MAN Corona-Staatshilfen 
und Kurzarbeitsgeld sowie Förderun-
gen für E-Mobilität in zweistelliger 
Millionenhöhe.  

Hinter MAN und Traton steht die 
Volkswagen AG, die mehrheitlich der 
37 Milliarden schweren Familie    
Porsche-Piech gehört. An Profiten 
und finanziellen Mitteln mangelt es 
hier also keineswegs. 

Die Standortgarantie wurde im Sep-
tember aufgekündigt, im gesamten 
Konzern sollten weltweit mehr als 
ein Drittel der 36.000 Arbeitsplätze 
verloren gehen. Es folgte eine         
Betriebsversammlung inklusive Pro-
testkundgebung mit rund 4.000 
Menschen – seitdem verfügt die Be-
legschaft auch über einen aufrechten 
Streikbeschluss.  

Ende März wurde der „Zukunftsplan“ 
des Investors Sigfried Wolf, ehe-
maliger Manager des Automobil-
zulieferers Magna, Aufsichtsrat bei 
der VW-Tochter Porsche und Unter-
stützer von Sebastian Kurz, vorge-
stellt: knapp die Hälfte der 2.300  
Beschäftigten in Steyr verliert ihren 
Job, das Nettoeinkommen der Ver-
bliebenen sinkt um 15% und es 
kommt zu arbeitsrechtliche Ver-
schlechterungen.  

Am 7. April stimmte die Belegschaft 
in einer „Friss oder stirb“-Wahl dar-
über ab, ob sie der Übernahme durch 
Wolf zustimmt oder die Schließung 
des Werks Ende 2023 in Kauf nimmt. 
Bei 94% Beteiligung sprachen sich 
knapp zwei Drittel gegen die Über-
nahme aus.  

Ausgemachte Sache? 

Für Wolf und MAN schien die Sache 
offenbar schon ausgemacht, die Ab-
stimmung nur Formsache. Für MAN 
wäre die Übernahme ein eleganter 
Weg gewesen, aus dem Standortsi-
cherungsvertrag raus zu kommen. 
Denn ob der Konzern die Standortga-
rantie bis 2030 so einfach auflösen 
kann ist rechtlich unklar, ein Rechts-

streit vor Gericht dauert vermutlich 
Jahre. MAN gibt nun weiterhin an, 
mit keinem anderen Investor ver-
handeln zu wollen, obwohl solche 
bereits mehrfach ihr Interesse ange-
meldet hatten – somit bleibe nur die 
Schließung des Werks. 

Nachdem dieser Erpressungsversuch 
erstmal fehlgeschlagen ist, häufen 
sich nun die Stimmen aus Wirt-
schaft und Politik, die sich für eine 
„Lösung“ für das Werk in Steyr aus-
sprechen.  

Für die traditionell industriell ge-
prägte Region rund um Steyr wäre 
eine Schließung eine Katastrophe, 
gesamt könnten über 8.000 Arbeits-
plätze verloren gehen und das BIP 
um eine Milliarde Euro sinken. 

 

<< In einer „Friss oder stirb“-Wahl stimmten 

zwei Drittel der Belegschaft gegen das 

Erpressungsangebot des Investors  

Sigfried Wolf.  >> 
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Klima- und Strukturwandel 

Das MAN-Werk steht sinnbildlich für 
einen Strukturwandel der Autobran-
che hin zur Elektromobilität. Autos 
und LKW mit Verbrennungsmotoren 
werden gegenüber alternativen An-
trieben und „grünen“ Technologien 
zunehmend an Bedeutung einbüßen. 
Das wird auch die in Österreich 
wichtige Autoindustrie (haupt-
sächlich Zulieferer) mehr und mehr 
treffen – 80.000 Beschäftigte sorgen 
dort jährlich für 20 Milliarden Um-
satz, gesamt hängen mindestens 
200.000 Arbeitsplätze dran. 

Auch für das steyrische MAN-Werk 
kommen nun Ideen für eine sozial-
ökologische Transformation auf: der 
Standort soll erhalten bleiben und 
zukünftig LKW mit elektrischem An-
trieb und/oder andere „grüne“ Tech-
nologien produzieren. So fordert etwa 
die SPÖ eine Staatsbeteiligung inklu-
sive einer Umstellung der Produktion 
(etwa auf Elektro-Klein-LKW).  

In einer Studie wurden die Arbei-
ter:innen des Werks direkt befragt: 
sie sind für eine Umstellung der Pro-

duktion offen und halten diese auch 
für machbar. 

Sozial und ökologisch – statt           
Profite! 

Eine wirkliche Perspektive kann 
letztlich nur im Erhalt aller Arbeits-
plätze und der Umstellung der Pro-
duktion liegen. Eine in beiden Punk-
ten wirklich nachhaltige Lösung wird 
jedoch nicht von oben, durch Politi-
ker:innen und Investor:innen,      
kommen. Das Standortgarantien und 
ähnliche Zusagen durch das Kapital 
nur leere Versprechen sind, ist gerade 
in Steyr deutlich geworden. Das Pro-
fitinteresse wird zu weiteren An-
griffen auf die Arbeitenden führen. 
Nicht anders verhält es sich mit der 
profitorientierten Umstellung auf 
„grüne“ Technologien: dabei wird 
nicht produziert, was wir tatsächlich 
im Kampf gegen die Klimakrise    
brauchen, sondern was sich am 
Markt verkaufen lässt.  

Unter gegebenen Umständen besteht 
die Gefahr, dass gerade jene Auto-
konzerne, die Jahrzehnte Profit mit 
Klimazerstörung gemacht haben, in 

Form von „grünen“ Förderungen Mil-
liarden an Steuergeld hinterher ge-
schmissen bekommen – damit sie 
weiter Profite schreiben und Arbei-
tende weiter ihre Jobs verlieren.  

Eine wirkliche sozial-ökologische 
Transformation kann es nur geben, 
wenn wir die Produktions-
verhältnisse radikal ändern – erst 
wenn das Kapital nicht mehr das   
Sagen hat, können wir die Produk-
tion an menschlichen und ökologi-
schen Bedürfnissen gleichzeitig aus-
richten.  

Ein wichtiger Schritt in diese Rich-
tung wäre, wenn die Arbeitenden in 
Steyr mit kämpferischen Aktionen 
und Streiks beginnen das Kräftever-
hältnis zugunsten der Arbei-
ter:innenklasse zu verschieben. 
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D er Daimler-Chef war 
gut drauf, als er Mitte 
Februar die Bilanz des 
Konzerns für letztes 

Jahr präsentierte. Der Gewinn des 
Autobauers stieg 2020 um mehr 
als 50 Prozent! Auf 6,6 Milliarden 
Euro. Welche Krise? 

Daraufhin wurde die Dividende für 
Aktionäre kräftig aufgestockt, von 90 
Cent im Vorjahr auf 1,35 Euro. Für die 
Großaktionär:innen macht das eine 
schöne Summe. Rund 1,4 Milliarden 
Euro will Daimler auf diesem Weg an 
seine Aktionär:innen ausschütten. 
Und das trotz Stellenabbau und 
Kurzarbeit. Allein beim Kurzarbeiter-
geld kassierte Daimler letztes Jahr 
rund 700 Millionen Euro. Daimler ist 
in guter Gesellschaft: Siemens, 
Volkswagen, BMW, BASF oder Conti-
nental bezogen ebenfalls Kurzarbei-
tergeld und sparten dadurch Löhne. 

Noch dazu erhöhte die Bundesregie-
rung letztes Jahr die Verkaufsprämie 
für Elektroautos. Auf 40 Milliarden 
Euro summieren sich die Ausschüt-
tungen der 100 größten Aktiengesell-
schaften in diesem Jahr nach Schät-
zung von Expert:innen. 

VW schüttet rund 2,4 Milliarden   
Euro aus. Bei BMW erhalten die    
Eigentümergeschwister Stefan 
Quandt und Susanne Klatten mehr 
als 500 Millionen Euro, nach rund 
770 Millionen Euro für 2019. 

Die Ausgaben für Kurzarbeitergeld 
stiegen letztes Jahr gleichzeitig auf 
über 20 Milliarden Euro. Sämtliche 

Reserven der Bundesagentur für   
Arbeit wurden aufgebraucht, die 
Bundesregierung sprang mit Steuer-
geldern ein. Das Geld fließt jetzt 
eben…  in die Taschen der Unter-
nehmen… 
 

Nur Chaos in Coronazeiten? Aber 
ganz und gar nicht! Für die sehr    
großen Konzerne laufen die Dinge 
nicht so schlecht und sie pokern, 
dass sie nach Corona möglichst 
schnell wieder durchstarten. 

Zurück zu dieser „Normalität“? Nee, 
das wollen wir nicht. 

<< Der Gewinn des Autobauers stieg  
2020 um mehr als 50 Prozent! Auf  

6,6 Milliarden Euro. >> 

I m Rahmen der Berliner 
Krankenhausbewegung 
fand am 21.04.2021 eine 
„Stadtversammlung“ als  

Onlineveranstaltung mit 450 Teil-
nehmer:innen statt.  

Eingeladen hatten – unterstützt 
durch die Gewerkschaft Ver.di – Pfle-
gekräfte, Reinigungskräfte, Beschäf-
tigte aus dem Labor, im Service und 
aus allen Bereichen der Berliner 
Krankenhäuser Charité und Vivan-
tes. Und sie haben einiges vor in 
2021.  

Um ihre Forderungen nach Entlas-
tung in den Kliniken und „TVöD für 
alle!“1 durchzusetzen, benötigen sie 
zum einen die Unterstützung aller 
Berliner:innen. Und die steht ihnen 
zu, denn schließlich wirken sich die 
Arbeits- und Lohnbedingungen in 

den Kliniken und deren Tochter-
firmen auch auf die Versorgungs-
qualität der Patient:innen aus. Die 
Kolleg:innen berichteten außerdem 
von den Zuständen und Arbeitsbe-
dingungen in den Kliniken und ihren 
Plänen, u.a. die Politik mehr in die 
Pflicht zu nehmen, über verschie-
dene Eskalationsstufen bis zu den 
Wahlen im September und Streik.  

Aus den Erfahrungen der Arbeits-
kämpfe an den Berliner Kliniken in 
den letzten Jahren steht schon heute 
ein wichtiges Kriterium für den     
Erfolg der Berliner Krankenhausbe-
wegung fest: Entlastung gibt es nur 
durch einen gemeinsamen Kampf – 
egal ob Pfleger:in oder Reinigungs-
kraft! 

1 Tarifvertrag des öffentlichen   
Dienstes 
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S-Bahn Berlin: Aus und vorbei? 
Ende April schloss die Bahnsteig-Aufsicht Schön-
hauser Allee. 

Nicht nur verlieren Kolleg:innen ihren aktuellen 
Arbeitsplatz und es ist unklar, wie es für sie weiter-
geht. Es wird auch ein leerer Bahnhof mehr sein. Im 
S-Bahn-Netz Berlin gibt es damit keine festen ört-
lichen Aufsichten mehr. 

Es soll künftig keine Leute geben, die unmittelbar 
eingreifen könnten, wenn es Stress gibt oder ein 
Unfall passiert. 

Die S-Bahn behauptet, es gäbe kaum Vorkommnisse 
und örtliche Aufsichten wären nicht nötig. Aber täg-
lich steigen Tausende Schönhauser Allee ein und 
aus, da ist immer Betrieb. Wenn es eine Betriebsstö-
rung gibt oder einen Polizeieinsatz und die Fahrgäs-
te im Berufsverkehr Schönhauser stranden, dann ist 
der Bahnsteig voll mit Leuten. Und wenn wieder ein 
Fahrgast denkt, er müsste eine Taube aus dem 
Gleisbett retten? Oder den Fuß in letzter Sekunde in 
die Tür hält und dabei stecken bleibt? Oder jemand 
ist mit dem Fahrrad festgeklemmt? Das ist der All-
tag! Nur weil solche Vorkommnisse wenig gemeldet 
werden, heißt das nicht, dass die nicht passieren. 
Wer wird in Zukunft die Arbeit machen? 

Für Lokführer:innen heißt das wieder ein Stück 
mehr    Arbeit. Die Schönhauser Allee ist die betrieb-
lich gefährlichste Station für die Zugabfertigung, 
weswegen diese als letztes auf ZAT (Zugabfertigung 

durch den Lokführer mithilfe von Monitoren und 
Kameras) umgerüstet worden ist. Statt bisher vier 
Kamerabilder sind es jetzt sechs Bilder und damit 
wird es betrieblich noch unübersichtlicher. Die 
Übertragung der Bilder lässt auch zu wünschen  
übrig. 

Mehr Arbeit mit weniger Leuten, das ist das         
Konzept der Geschäftsführung. Ein risikoreiches 
Konzept. 

Deutsche Bahn: Was die Wissenschaft 
fordert – was die Bahn draus macht 
Seit Anfang März gibt es Schnelltests und Wissen-
schaftler:innen fordern „hochfrequentes screening“, 
am Besten alle 48 h, um Infektionen früh zu er-
kennen. 

Doch bei Regio gibt es für ganz Berlin nur in Lichten-
berg einen Raum für Corona-Tests. Zugbeglei-
ter:innen können sich 2x pro Woche testen lassen, 
Lokführer:innen nur einmal. Aber nicht während der 
Arbeitszeit. Da das Fahrpersonal sehr flexible Ein-
satzorte hat, wird Lichtenberg in der Regel keine    
Option sein. Alternativ dazu und für alle, die nicht      

fahren (Disponenten, Werkstatt usw.), gibt es ein 
paar Schnelltests für zu Hause. 

Bei der S-Bahn in Berlin gibt es nur Südkreuz, Ost-
bahnhof und im Werk Schöneweide Testräume. Aber 
für Lokführer:innen gibt es auch nur einen Test pro 
Woche, mehr hält die S-Bahn-Leitung für nicht nötig, 
der Kundenkontakt wurde „wegdefiniert“. Bei den 
mobilen Aufsichten ist vieles unklar. Alle Tests müs-
sen außerhalb der Arbeitszeit gemacht werden. 

Wenn man lieber NICHT so genau wissen will, wie 
viele Leute infiziert sind, wie würde man das          
machen? Genau so!! Die Bahn will sich aus der Ver-
antwortung ziehen. 

Beide Artikel stammen aus dem Berliner RSO Betriebsflugblatt bei der Bahn „Zugfunke“ vom April 2021 
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A rbeitskämpfe haben derzeit eine ziemliche Flaute. Umso spannender ist der gewerk-

schaftliche und politische Kampf der Belegschaft eines Notquartiers gegen die Stadt 

Wien. Wir berichten von der Auseinandersetzung. 

Die Vorgeschichte: In der Gudrun-
straße in Wien Favoriten gibt es ein 
Notquartier (NQ) für wohnungslose 
Männer im Rahmen des „Winter-
pakets“, das NQ Gudi. Diese werden 
nur in der kalten Jahreszeit zur Ver-
fügung gestellt und von April bis  
Oktober geschlossen. Schon seit  Jah-
ren organisieren sich Beschäftigte 
dieser Schlafstellen als „Initiative 
Sommerpaket“ für die ganzjährige 
Versorgung, weil es sich auch jen-
seits des Winters nicht gut auf der 
Straße schläft. Außerdem setzen sich 
die Kolleg:innen gegen die Befristung 
ihrer Arbeitsverträge ein. 

Aufgrund der Covid-19-Pandemie 
werden wie 2020 die vom stadt-
eigenen Fonds Soziales Wien finan-
zierten NQ über den Sommer verlän-
gert. Genau jenes Quartier in der Gu-
drunstraße, in der Aktivist:innen der 
Initiative Sommerpaket arbeiten, ist 
davon ausgenommen und wird     
ersatzlos geschlossen. 70 Betten und 
31 (befristete) Arbeitsplätze gehen 
dadurch verloren. 

Während der Pandemie machen sich 
in der Wohnungslosenhilfe Ressour-
cenknappheit und Platzmangel 
nochmal stärker bemerkbar. Im    
Jänner 2021 spitzte sich die Lage zu: 
Innerhalb von 2 Wochen wurden 25 
Nächtiger und 5 Angestellte positiv 
getestet.  

Die speziell eingerichteten Quaran-
tänequartiere waren voll, also     

mussten sie sich in der Gudi abson-
dern, was aus Platzknappheit schier 
unmöglich ist. Die Mitarbeiter:innen 
hatten davor regelmäßig den Arbeit-
geber darauf aufmerksam gemacht, 
dass Corona-Sicherheitsmaß-
nahmen nicht eingehalten werden 
können und das Quartier saniert 
werden muss. 

Daraufhin wurden 20 Betten ersatz-
los gestrichen und ein Teil der Näch-
tiger kam in anderen NQ unter. Jetzt 
wird das Sanierungsbedürfnis als 
Argument für die Schließung ver-
wendet. 

Nach Bekanntwerden der Schlie-
ßung des NQ organisierte der          
Betriebsrat des Arbeiter-
Samariterbunds (der Arbeitgeber der 
Basismitarbeiter:innen in der Gudi) 
eine Betriebsversammlung, auf der 
mehrheitlich für einen Warnstreik 
gestimmt wurde, der öffentlich abge-
halten wurde. Dort sowie bei einer 
Demonstration mit hunderten Men-
schen, solidarisierten sich               
Kolleg:innen aus dem Sozialbereich 
und aus anderen NQ,                        
Nächtiger:innen und Linke Gruppen 
– nicht jedoch die zuständige Fach-
gewerkschaft. Bei anderen Sozialein-
richtungen gab es Soli-Aktionen. 

Transpis wie „Gudi bleibt“ wurden an 
Fenstern angebracht. 

Auf der einen Seite des Konflikts   
stehen die Kolleg:innen und Nächti-
ger:innen, die von Betriebsrat und 
radikaler Linke unterstützt werden, 
auf der anderen Seite die Sozialde-
mokratie in Form von Arbeit- und 

Fördergeber. Im Roten Wien nichts 
Ungewöhnliches … 

 

Anmerkung der Red.: Mittlerweile wurde 
die Notschlafstelle geschossen. 

Mehr zum Thema: https://
www.sozialismus.net/2021/03/18/
sommerpaket-beschaeftigte-wehren-
sich/    

 

<< 70 Schlafplätze und 31 Arbeitsplätze gehen 
durch die ersatzlose Schließung verloren. >> 

https://www.sozialismus.net/2021/03/18/sommerpaket-beschaeftigte-wehren-sich/
https://www.sozialismus.net/2021/03/18/sommerpaket-beschaeftigte-wehren-sich/
https://www.sozialismus.net/2021/03/18/sommerpaket-beschaeftigte-wehren-sich/
https://www.sozialismus.net/2021/03/18/sommerpaket-beschaeftigte-wehren-sich/
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S chon in der Tarifrunde 2020 stand die Sicherung der Arbeitsplätze im Vordergrund, dafür 
sollte die Lohnerhöhung um ein Jahr verschoben werden. Nach dieser ersten Nullrunde 
und weiterem Stellenabbau fand die Tarifrunde 2021 unter einem noch stärkeren Druck 
statt. 

Das Ergebnis in diesem Jahr ist    
wieder keine monatliche Lohnerhö-
hung. Eine Einmalzahlung pro Jahr 
soll als Gehaltserhöhung wirken. 
Diese soll aber ausfallen, wenn das 
Unternehmen Schwierigkeiten vor-
legen kann. Wer arbeitet aber schon 
in einem Betrieb, der das nicht vor-
weisen kann? 

Eine Nullrunde ist aber noch zu 
schön gesprochen: der neue Tarifab-
schluss erlaubt unter dem Vorwand 
der „Transformation“ eine Arbeits-
zeitabsenkung ohne Lohnausgleich, 
also mit Lohnverlust. Solche Verein-
barungen werden immer mehr auf 
betrieblicher Ebene verhandelt.    
Somit ist dieser Tarifabschluss ein 
weiterer Schritt in Richtung Zersplit-
terung der Belegschaften innerhalb 
der Branche. 

Die Kampfbereitschaft ist da 

In Berlin haben vielen Kolleg:innen 
gestreikt, ohne sich darum zu küm-
mern, ob die Streikstunden nachge-
holt werden müssen oder ob sie    
einen Lohnabzug hinnehmen      
müssen. Die Warnstreiks sind jedoch 
so kurz geblieben, dass sich solche 
Fragen nicht gestellt haben. 

Je mehr die Verhandlungen sich   
einem Ende näherten, um so zahn-
loser wurde auch die IG Metall. Statt 
zu streiken, sollte man Emails oder 
Postkarten an den Arbeitsgeberver-
band schicken ... Den von Stellenab-
bau bedrohten 750 Kolleg:innen von 
Siemens Energy wurde vorge-
schlagen, eine Petition zu unter-
schreiben ... Statt den Druck zu er-
höhen, wurden die Mittel zum 

Kampf der IG Metall immer klein 
gehalten. Viele Kolleg:innen hatten 
nicht mal das Glück, zum Streik auf-
gerufen zu werden. 

Wie federnd das Metall ist... 

Trotz des Ergebnisses fühlen sich die 
Metaller:innen nicht geschlagen. Ein 
echtes Gefecht gegen die Unterneh-
men war es sowieso nicht.  

Der Tarifvertrag ist so undurch-
sichtig, dass die Mehrheit nicht ver-
standen hat, ob der Tarifvertrag    
besser oder schlechter ist als üblich. 
Die IG Metall hat wie immer die    
Kolleg:innen von der Organisierung 
des Streiks ferngehalten.  

Bei Osram-Berlin zum Beispiel    
wurden die Chefs früher über den 
kommenden Warnstreik informiert, 
als die Kolleg:innen selbst. Infolge 
dieser Politik treten über jede Tarif-
runde hinweg immer mehr Beschäf-
tigte aus der Gewerkschaft aus. 
Wann und bei welcher Gelegenheit 
die Metaller:innen die Initiative   
ergreifen werden, lässt sich nicht 
vorhersagen. 

30 Jahre nach der Wende arbeiten die Kolleg:innen im Osten immer noch 38 
Stunden pro Woche statt 35 Stunden wie im Westen. 
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N ach 14 Monaten Pandemie erscheint die herrschende Politik in Sachen Schul-

öffnung, Homeschooling, Digitalisierung und Teststrategien immer noch recht 

planlos. Und obwohl eine großangelegte Studie der TU Berlin im März 2021 noch 

einmal die besondere Infektionsgefahr von Schulen wissenschaftlich belegt hat – 

im Wechselunterricht mit halben Klassen und Maske infiziert ein:e Infizierte:r im Schnitt 2,9         

andere –, leugnen Ministerien weiter die Infektionsgefahr in Schulen.  

Schüler:innen und  Lehrkräfte, aber 
auch oft Schulleitungen und Eltern 
geben vielerorts ihr Bestes, um einen 
halbwegs normalen Schulbetrieb, ob 
nun vor Ort oder zu Hause, zu ge-
stalten. Derweil sorgen die Ministe-
rien durch kurzfristiges Hin und Her 
immer wieder für Verwirrung, eine 
Aufweichung der Schutzmaßnah-
men und Mehrarbeit.  

Testung in der Schule – wie man 
sinnvolle Maßnahmen in ein        
Sicherheitsrisiko verwandelt 

Seit der Wiederöffnung der Schulen 
müssen nun – wie in Österreich    
bereits seit Ende 2020 – auch in 
deutschen Ländern Schüler:innen 
zweimal die Woche einen Schnell-
test an sich durchführen.  

Jedoch vermitteln diese Tests, da sie 
bei gut der Hälfte von symptom-
freien Infektionen nicht anschlagen, 
auch eine falsche Sicherheit. In     
Ermangelung von ausreichenden 
Impfungen wäre die Massentestung 
aber eine tatsächlich sinnvolle Maß-
nahme … wären da nicht die 
„Details“.  

Statt z. B. vernünftige Teststraßen 
mit medizinisch ausgebildetem 
Fachpersonal und Anonymität zu 
schaffen, wird meist im Klassenraum 
unter Aufsicht der Lehrkräfte ge-
testet. Das erhöht sogar das Infekti-
ons- und Quarantänerisiko und stellt 

vor allem für die Beteiligten eine  
Belastung dar. Schüler:innen haben 
Angst vor Bloßstellung nach einem 
positiven Testergebnis.  

Auch wurde es z. B. in NRW ver-
säumt, kindgerechte Spucktests    
gerade für die Grundschulen zu orga-
nisieren. Auch an Förder- und 
Grundschulen müssen die Schü-
ler:innen nun den unangenehmeren 
„Popeltest“ (in Österreich: 
„Nasenbohrtest“) machen – zusätz-
lich erhöhte Testfehler einge-
schlossen.  
Als das Schulministerium in NRW 
am Ende der Osterferien feststellte, 
dass es dabei versagt hatte, über-
haupt genügend Tests für die Schu-
len zu organisieren, blieben diese 
kurzfristig – offiziell wegen des      
Infektionsgeschehens – noch eine 
Woche zu.  

Das Infektionsgeschehen war eine 
Woche später nur schlimmer … aber 
die Schulen dann wieder offen.  

Luftfilter – unmöglich? 

Nach über einem Jahr Pandemie 
sind Luftfilter in den Schulen immer 
noch absolute Seltenheit. Dabei    

wären diese wegen der oft schlech-
ten Möglichkeiten zum Lüften auch 
ohne Pandemie für alle nachhaltig 
gut. Luftfilteranlagen könnten von 
vielen Industriebetrieben in kurzer 
Zeit hergestellt werden und würden 
für alle Schulen in Deutschland über 
eine Milliarde Euro kosten. Im Ver-
gleich zu den Staatshilfen oder den 
Dividendenausschüttungen von 
Daimler ist das wenig, aber für die 
Bildungsministerien zu viel.  

Da hilft es nicht, dass vom Max-
Planck-Institut Filter mit Mitteln 
aus dem Baumarkt improvisiert  
wurden, die 90 % der Aerosole ab-
saugen. Statt Heimwerkerlösungen 
könnten seit Sommer professionelle 
Geräte verbaut werden. 

 

<< Als das Schulministerium in NRW am 
Ende der Osterferien feststellte, dass es dabei 
versagt hatte, überhaupt genügend Tests für 

die Schulen zu organisieren, blieben diese 
kurzfristig – offiziell wegen des Infektions-

geschehens – noch eine Woche zu. >> 
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Abschlussprüfungen oder Bildung? 

Während im Moment in vielen Bun-
desländern Schüler:innen zu Hause 
bleiben müssen, wird in NRW für 
Abschlussklassen die Schule offen 
gehalten. Hier finden Kurse noch 
nicht mal im Wechselbetrieb statt, 
sondern bis zu 30 Schüler:innen 
kommen zusammen.  

Das kostet Raum und Lehrkräfte, die 
dann für andere Schüler:innen, die 
den Lern- und Schutzraum Schule 
oft viel dringender bräuchten, fehlen.  
Dabei ist doch schon heute offenbar, 
dass Abschlussnoten in diesem Jahr 
noch weniger vergleichbar sind als 
vor der Pandemie. Anstatt             
Schüler:innen wirklich in den       
Mittelpunkt zu stellen, wird seitens 
der Ministerien weiter an Lehrplä-
nen und Abschlüssen festgehalten.  

Schulöffnungen oder Distanz-
unterricht? 

Grundsätzlich ist Präsenzunterricht 
wichtig und auch wir halten Schul-
schließungen für eine Maßnahme 
mit vielen Nebenwirkungen. Zum 

einen verstärken sich im 
„Homeschooling“ die unterschied-
lichen Lernbedingungen der          
Schüler:innen.  

In großen Wohnungen, in denen 
Akademikereltern helfen, lernt es 
sich besser als zusammen mit       
kleinen Geschwistern in engen Plat-
tenbauwohnungen. Auch stellt der 
Schulbesuch zumindest einen gerin-
gen Schutzraum gegen häusliche 
und sexuelle Gewalt dar.  

Besonders für junge Menschen ist es 
also wichtig – wenn auch mit Ab-
stand – Freund:innen zu treffen, sich 
über Gelerntes auszutauschen und 
mit anderen zu sprechen. Videokon-
ferenzen können dies nicht ersetzen. 
Genau deswegen aber braucht es 
kurzfristig eine echte Schulschlie-
ßung und einen solidarischen Lock-
down auch der Betriebe, damit      
danach – bei deutlich geringeren 
Infektionsraten – die Schulen im 
Wechselunterricht wieder öffnen 
können.  

Die Initiative #zerocovid, an der wir 
uns auch beteiligen, fordert eine 
Schließung der Schulen bis zu einer 
Inzidenz unter 10. Das scheint uns 
übertrieben.  

Sinnvoll aber ist bei ZeroCovid die 
Idee, über Schulöffnungen  Kontroll-
komitees aus Eltern, Schüler:innen 
und Lehrer:innen an den Schulen 
selbst entscheiden zu lassen. So 
kann die Sicherheit an Schulen wirk-
lich durch die Betroffenen selbst   
erhöht und bewertet werden, statt 
durch die Eigeninteressen der Mini-
sterien.  
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W agenknechts Buch „Die Selbstgerechten“ hat hohe Wellen geschlagen. Insbesonde-
re weil Inhalte daraus bekannt geworden sind, kurz bevor sie von der Linkspartei 
NRW auf Platz 1 der Landesliste zur Bundestagswahl nominiert wurde. 

Sowohl durch kalkulierte Provo-
kationen als auch durch das        
Schüren von Ressentiments gegen 
Geflüchtete wird Wagenknecht     
immer mehr zum Thilo Sarrazin der 
Linkspartei, auch wenn bei ihr die 
Vorurteile nicht so offen rassistisch 
daherkommen.  

Viele ihrer rhetorischen Kniffe hat 
sie sich bei der neuen Rechten abge-
guckt, speziell die eigene Inszenie-
rung als Opfer des Mainstreams: 
„Mit diesem Buch positioniere ich 
mich in einem politischen Klima, in 
dem cancel culture1 an die Stelle fairer 
Auseinandersetzungen getreten ist. 
Ich tue das in dem Wissen, dass ich 
nun ebenfalls ‚gecancelt‘ werden 
könnte.“ (S. 18) 

Wagenknecht führt einen Feldzug 
gegen „Linksliberale“ und „Lifestyle-
Linke“, wobei sie darunter die ehe-
malige US-Präsidentschaftskandi-
datin Hillary Clinton genauso ver-
steht wie die Grünen, Fridays for     
Future-Aktivist:innen und viele Mit-
glieder ihrer eigenen Partei. Ihre 
These ist recht platt: Die 
„selbstgerechte“ Lifestyle-Linke inte-
ressiere sich nur für „Gender-
Sternchen“ und ihre eigene Selbst-
verwirklichung. Sie gehöre zu den 
Privilegierten und schaue über-
heblich herab „auf die Lebenswelt, 
die Nöte, ja sogar auf die Sprache 
jener Menschen (…) , die nie eine Uni-
versität besuchen konnten, eher im 
kleinstädtischen Umfeld leben und 
die Zutaten für ihren Grillabend 

schon deshalb bei Aldi holen, weil 
das Geld bis zum Monatsende        
reichen muss.“ (S. 28)  Mit anderen 
Worten: die Arbeitenden.  

Wagenknecht behauptet, eine Per-
spektive für genau diese vergessene 
breite Mehrheit aufzeigen zu wollen. 
Sie bietet aber nur Sackgassen. Zwar 
wird die Abgehobenheit manch lin-
ker Akademiker:innen-Debatten im 
Buch zum Teil treffend beschrieben. 

Aber indem Wagenknecht Kämpfe 
gegen Diskriminierung von Minder-
heiten in einen Topf wirft mit neoli-
beraler Regierungspolitik,  vergiftet 
sie die Debatte. 

Wagenknecht verklärt die 1950-70er 
Jahre zum goldenen Zeitalter, als 
„letztlich jeder in irgendeiner Form 
vom Wirtschaftswachstum profi-
tierte“ (S. 64) und es „Zusammenhalt“ 
gegeben habe. Ins Unglück gestürzt 
hätten uns Globalisierung und       
Zuwanderung. „Jede Gemeinschaft – 
auch jede moderne Solidargemein-
schaft – beruht darauf, zwischen    
denen, die dazugehören, und jenen, 
für die das nicht gilt, zu unter-
scheiden. Denn Gemeinschaften 
sind Schutzräume, die ihre Aufgabe 

nicht mehr erfüllen, wenn sie für  
jeden geöffnet werden.“ (S. 218)   

Und so ist ihre für AfD-Wähler:innen 
anschlussfähige Schlussfolgerung: 
Wären die Grenzen dicht, dann    
stiegen auch die Löhne wieder. Da-
mit macht sie genau das, was sie der 
„Lifestyle-Linken“ vorwirft: sie 
schaut abfällig auf Menschen herab, 
die am stärksten ausgebeutet werden 
– Migrant:innen. 

Die Arbeiter:innenklasse ist divers 

Anders als Wagenknecht behauptet, 
ist es nicht die „Zuwanderung“, die 
den Zusammenhalt der Arbei-
ter:innen untergräbt, sondern Reden 
wie ihre, die in rechter Manier     
Spaltung in die Reihen der Arbei-
tenden tragen. Um den Lebens-
standard zu erhöhen, braucht es    
keine Grenzen zwischen Ländern, 
sondern Kämpfe zwischen Klassen. 
Die Arbeitenden haben dabei ge-
meinsame Interessen, egal woher 
ihre Vorfahren kommen und wie   
lange sie im Land leben.  

Und für Klassenkampf darf es keine 
Rolle spielen, welche Sexualität oder      
Geschlechtsidentität wir haben. 

<< Denn selbstverständlich sind Arbeitende 
nicht nur weiß, deutsch, männlich und 
heterosexuell, sondern auch lesbisch, 

türkisch, trans oder schwarz. >> 
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Denn selbstverständlich sind Arbei-
tende nicht nur weiß, deutsch, 
männlich und heterosexuell,          
sondern auch lesbisch, türkisch, 
trans oder schwarz. Und wenn es 
sonst kein Argument gäbe, um das 
Spiel der Spaltung nicht zu spielen: 
Ein Streik wird umso erfolgreicher, je 
mehr daran teilnehmen. 

Eine reaktionäre Utopie 

Was sie mit der von ihr oft kritisier-
ten Führungsriege innerhalb der 
Linkspartei gemeinsam hat, ist die 
Hoffnung auf Wählerstimmen, um in 
irgendwelchen Regierungen am    
kapitalistischen System herumzu-
doktern, nicht aber es abzuschaffen.  

 Sie wirft zwar die Frage auf, „wie wir 
die Herrschaft des großen Geldes 

beenden“. Aber von Klassenkampf 
will Wagenknecht nichts wissen, der 
Begriff fällt in ihrem Buch kein einzi-
ges Mal. Stattdessen schlägt sie als 
Perspek-tive eine „Marktwirtschaft 
ohne Konzerne“ vor (S. 264f.). Was soll 
das sein? Weder Globalisierung noch 
Konzernbildung sind aus dem Kapi-
talismus wegzudenken. 

So trifft auf Wagenknecht zu, was 
Marx und Engels schon 1847 im 
Kommunistischen Manifest über 
den „kleinbürgerlichen Sozialismus“    
sagten: „Er wies … nach … die Konzent-
ration der Kapitalien …, die Krisen, den 
notwendigen Untergang der kleinen 
Bürger und Bauern, … die schreienden 
Missverhältnisse in der Verteilung des 
Reichtums, … die Auflösung der alten 

Sitten, der alten Familienverhältnisse, 
der alten Nationalitäten. [Es] will jedoch       
dieser Sozialismus entweder die alten 
Produktions- und Verkehrsmittel wie-
derherstellen und mit ihnen die alten 
Eigentumsverhältnisse und die alte  
Gesellschaft, oder er will die modernen 
Produktions- und Verkehrsmittel in den 
Rahmen der alten Eigentumsver-
hältnisse … gewaltsam wieder ein-
sperren. In beiden Fällen ist er reaktio-
när und utopisch zugleich.“ (MEW Bd. 
4, S. 485)  

 

Referenzen 

1 Laut Wagenknecht Kampagnen mit dem 
Ziel, „unliebsame Intellektuelle mundtot zu 
machen und sozial zu vernichten“.  

<< Von Klassenkampf will Wagenknecht 
nichts wissen, der Begriff fällt in ihrem Buch 

kein einziges Mal. >> 
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M an stolpert heute noch ab und zu über Von-und-Zus. Doch Adelstiteltragende      
spielen in Deutschland keine besondere Rolle mehr. Außer sie sind besonders hart-
näckig: Das Haus Hohenzollern, ein Adelsgeschlecht mit langer Geschichte, machte 
in letzter Zeit wieder Schlagzeilen. Deren Besitz wurde nach dem Zweiten Weltkrieg 

durch die sowjetische Besatzungsmacht enteignet. Und Georg Friedrich Ferdinand Prinz von     
Preußen, das aktuelle Familienoberhaupt, fordert jetzt Entschädigungen dafür. Nun können wir 
uns fragen, wieso überhaupt Adelige ein Recht auf Entschädigungen haben sollten – im Hinblick 
auf die historisch besonders reaktionäre Rolle, die der Adel gespielt hat, sind die Enteignungen    
eigentlich begrüßenswert. Doch bei dem ausgebrochenen rechtlichen Streit geht es um eine spezi-
fischere Frage: haben die Vorfahren des Prinzen dem Aufstieg des Naziregimes „erheblichen Vor-
schub“ geleistet? 

Zur Beurteilung wurden mittlerweile 
verschiedenste Gutachten geschrie-
ben. Viele Historiker:innen bestäti-
gen den „erheblichen Vorschub“, für 
den Prinzen und seine Gutachter ist 
das aber nicht so klar. Georg Fried-
rich spricht über ein Foto, das seinen 
Urgroßvater Wilhelm bei einem Auf-
marsch in Naziuniform zeigt, wie 
folgt: „Es ist sehr schwierig anzuse-
hen […] Besonders wenn man das  
Hakenkreuz an seinem Arm sieht. Es 
lässt einem den Atem stocken und 
du fragst dich ‚Warum trägt er das?‘“ 1 
Tja ... gute Frage. Lasst uns selbst  
einen Blick in die Geschichte werfen. 

Die historische Rolle der Hohen-
zollern 

Die Adeligen verkörpern wie kaum 
andere ein rückwärts gewandtes und 
reaktionäres Weltbild. Für mehr als 
ein Jahrtausend bildeten sie in Euro-
pa die herrschende Klasse, deren 
Macht auf der Ausbeutung und Un-
terdrückung der Bauern beruhte. Die 
Hohenzollern waren nichts anderes 
als ein Familienclan, der die mittel-
europäische Geschichte mit Kriegen, 
Vetternwirtschaft und Katastrophen 
heimgesucht hat.   

Spätestens mit der Thronsteigung 
des Hohenzollern Wilhelm II, 1888 
wurden die Interessen der deutschen 

Wilhelm von Preußen, der Kronprinz der Hohenzollern, Oktober 1933 
bei einer Veranstaltung der Sturmabteilung (SA)  
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Bourgeioisie nach einem Ausbau des 
deutschen Kolonialreiches und einer 
massiven Aufrüstung von Flotte und 
Heer auch vom Kaiser mit markigen 
Worten unterstützt. Sein außen-
politisches Gepöbel — auch wenn 
nicht wirklich der Kaiser die Politik 
machte — verstärkte die Gegensätze 
zu anderen imperialistischen        
Ländern, an deren Ende der Erste 
Weltkrieg mit 20 Millionen Toten 
stand. Großen Teilen der Bevölke-
rung war 1918 klar, welche Verant-
wortung der Adel und insbesondere 
die Hohenzollern für das Massen-
sterben in Europa trugen. Nicht um-
sonst verjagte die Revolution die 
Fürsten. Einen Teil ihres Besitzes 
mussten sie an die Weimarer Repu-
blik abtreten, zum Teil wurden sie    
dafür entschädigt. 

Wie standen die Hohenzollern zum 
Faschismus? 

Wilhelm II. entdeckte schon früh 
seine Sympathie für den Faschismus. 
1924 sagte er über Mussolini, der   
Faschismus sei eine fabelhafte Ein-
richtung..2 Wilhelm von Preußen, der 
Kronprinz der Hohenzollern, warb 
seit Beginn der 30er Jahre im konser-
vativen Milieu für die nationalsozia-
listische Bewegung. 1932 protestierte 

er beim Reichsinnenminister Groe-
ner gegen das Verbot von SA und SS, 
bei der Reichspräsidentenwahl im 
April 1932 rief er im zweiten Wahl-
gang zur Wahl von Hitler auf und auf 
dem „Tag von Potsdam” 1933 insze-
nierte er das alte Preußen im Ein-
klang mit dem neuen Regime. Nicht 
umsonst sprechen die Historikergut-
achten davon, dass Wilhelm „stetig 
und in erheblichem Maß zum Über-
gang der Macht an die NSDAP und zu 
deren Festigung beigetragen hat. Das 
geschah in vollem Bewusstsein und 
im Einverständnis mit dem Weg in 

die Diktatur, verbunden mit der Hoff-
nung auf einen prominenteren Platz 
in den neuen Verhältnissen.”3 

Hoffnungen auf alten Glanz 

Nun aber zurück zu heute. Bei den 
Entschädigungsforderungen geht es 
um tausende Möbel, ein lebenslanges 
Wohnrecht im Schloss Cecilienhof, 
Bilder und sonstige Kunstgegen-
stände; inzwischen steht eine Ent-
schädigungssumme von 1,2 Millio-
nen Euro für die Hohenzollern im 
Mittelpunkt. Die Forderungen      
wurden 2019 publik gemacht und 
lenkten viel Aufmerksamkeit auf die 
Verhandlungen zwischen Staat und 
Adelsfamilie, die bis dahin diskreter 
geführt wurden. Hintergrund ist: 
Nach Auflösung der DDR wurde 
durch ein Gesetz bestimmt, dass ent-
eignetes Kulturgut noch 20 Jahre 
lang in öffentlicher Hand kostenlos 

ausgestellt werden durfte. Als die 
Regelung 2014 auslief, hatten Bund, 
Berlin, Brandenburg und die Hohen-
zollern jedoch zu keiner Einigung 
über den Verbleib der Gegenstände 
gefunden. Denn die Ansprüche ent-
behren selbst nach bürgerlichem 
Recht jeglicher Grundlage. 

Wahre Gerechtigkeit lässt warten 

Es bleibt letztlich offen, wie die Ver-
handlungen und Prozesse ausgehen 
werden. Das Haus Hohenzollern 
sieht sich – historisch wie aktuell – 
in voller Unschuld.  Doch die Vergan-

genheit lässt sich nicht wegwischen: 
Der Adel war für mehr als ein Jahr-
tausend ein mal paternalistischer, 
mal grausamer Ausbeuter, dessen 

Reichtum auf dem Rücken der Bau-
ern geschaffen wurde. Und die         
Hohenzollern-Familie als deutsches 
Kaiserhaus prominent mitverant-
wortlich am Beginn des Ersten Welt-
kriegs. Sie können froh sein, dass sie 
– wenn wir auf die Geschichte von 
Revolutionen blicken – ihren Kopf 
nicht verloren haben und obendrein 
ihren Besitz in großen Teilen be-
halten durften. Denn das Recht auf 
Privateigentum ist fest im Kapitalis-
mus verankert. Und so erlaubt es    
sogar aus der Zeit gefallenen Nazi-
Nachfahren, Ansprüche zu erheben.  

Doch selbst, wenn der deutsche Staat 
in diesem Fall Härte zeigt, bleiben 
viele Industriellen-Familien, die    
ihren Reichtum im 2. Weltkrieg auf 
Zwangsarbeit aufbauten. Wo bleibt 
da die Gerechtigkeit? Die gibt es im 
Kapitalismus nur für die, die sie sich 
leisten können – nur, wenn sie sich 
lohnt. 

Referenzen: 

1 https://edition.cnn.com/style/article/
hohenzollern-prince-georg-prussia/
index.html 

2 http://hohenzollern.lol/gutachten/bra 
ndt.pdf S. 14 

3 ebd. S. 49 

<< Die Hohenzollern waren nichts anderes als 
ein Familienclan, der die mitteleuropäische 
Geschichte mit Kriegen, Vetternwirtschaft 

und Katastrophen heimgesucht hat. >> 

<< Sie können froh sein, dass sie – wenn wir 
auf die Geschichte von Revolutionen  

blicken – ihren Kopf nicht verloren haben 
und obendrein ihren Besitz in großen Teilen 

behalten durften. >> 

https://edition.cnn.com/style/article/hohenzollern-prince-georg-prussia/index.html
https://edition.cnn.com/style/article/hohenzollern-prince-georg-prussia/index.html
https://edition.cnn.com/style/article/hohenzollern-prince-georg-prussia/index.html
http://hohenzollern.lol/gutachten/brandt.pdf
http://hohenzollern.lol/gutachten/brandt.pdf
http://hohenzollern.lol/gutachten/brandt.pdf


Seite | 16 

 

Polnische Kriegsgefangene exekutiert durch Soldaten 
des Infanterie-Regiment. 09.September 1939  

D ie Europäische Union hat am 22. März 2021 Sanktionen wegen der Unterdrückung und 
den Menschenrechtsverletzungen gegen Uigur:innen in China verhängt. China hat 
mit Gegenmaßnahmen reagiert. Während die Sanktionen (Einreisebeschränkungen 
und Kontosperrungen einzelner Politiker) nur symbolische Bedeutung haben und die 

China-Geschäfte europäischer Unternehmen nicht stören, ist dies für uns ein Anlass, die Situation 
der Uigur:innen genauer zu beleuchten. 

Uigur:innen sind eine muslimische 
Minderheit in China, die mehrheit-
lich in Xinjiang lebt, offiziell ein     
Autonomiegebiet im äußersten Wes-
ten Chinas. Von im Exil lebenden 
Uigur:innen wird die Region auch als 
Ost-Turkestan bezeichnet, weil es 
unter diesem Namen kurzlebige   
unabhängige Staaten in der Zeit vor 
Maos Machtergreifung gab. Xinjiang 
ist Teil des „Daches der Welt“, der 
zentralasiatischen Hochlandschaft, 
zu der auch der Himalaya gehört. 
Das Land ist durch Gebirge und aus-
gedehnte Wüsten geprägt und es  
leben dort nur 24 Millionen Men-
schen auf einer Fläche, die fast vier-
mal so groß ist wie Deutschland und 
Österreich zusammen.  

Die Uigur:innen sind mit rund 10 
Millionen die größte Ethnie in Xinji-
ang, allerdings sind dort in den letz-
ten Jahrzehnten auch immer mehr    
(Han-)Chines:innen angesiedelt  
worden, in einer Art „inner-
chinesischem Kolonialismus“. 

Xinjiang hat historisch und geogra-

phisch eine größere Nähe zu den 
zentralasiatischen Nachbarländern 
(Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikis-
tan) als zu Zentralchina. Die Entfer-
nung zur Hauptstadt Beijing beträgt 
rund 3.000 km. 

Die äußerste Peripherie gerät ins 
Zentrum – von Wirtschafts-
interessen 

So war die Region lange Zeit in der 
chinesischen Politik nicht besonders 
wichtig, aber das hat sich in den   
letzten Jahrzehnten zunehmend  
geändert. Und auch die verschärfte 
Unterdrückung der uigurischen    
Bevölkerung ist eng verbunden mit 
der gestiegenen wirtschaftlichen Be-
deutung.  

Die Region ist reich an    Bodenschät-
zen, besonders an fossilen Energie-
trägern. Der Anteil von Xinjiang an 
den gesamtchinesischen Vorkom-
men liegt für Erdöl, Erdgas und Koh-
le zwischen 20 und 40 %. Das bedeu-
tet billige (und dreckige) Energie. So 
ist es auch kein Wunder, dass in Xin-
jiang die weltweit größten Bitcoin-

„Farmen“ liegen (in Aurora Nr. 15   
haben wir über Bitcoins als riesige 
Stromfresser berichtet).  

Gerade mit der Kursexplosion in den 
letzten Monaten ist nämlich billiger 
Strom eine Lizenz zum Geld-
Drucken in Kryptowährung. Über ein 
Drittel der weltweiten Bitcoin-
Erzeugung findet aktuell in Xinjiang 
statt.1 Als Anfang April eine Kohle-
mine überflutet wurde und zu einem 
Stromausfall führte, brach die Bit-
coin-„Produktion“ entsprechend ein. 

Es war der Wirtschaftsaufschwung 
Chinas seit den 1990er Jahren, der 
die Energiereserven bedeutsam     
werden ließ. Und seitdem hat die 
chinesische Führung immer mehr 
Aufmerksamkeit auf die Region ge-
legt, die dortige Wirtschaft und 
Landwirtschaft ausgebaut, um sie 
enger an China anzubinden.  

Die ethnische (und religiöse) Min-
derheit der Uigur:innen wurde zwar 
(ähnlich den Tibeter:innen) schon 
lange von der KP Chinas mit Miss-
trauen betrachtet, aber nun ver-
schärfte sich einerseits die von oben 
verordnete Angleichungspolitik und 
andererseits die Repression gegen 
alles, was „separatistischer“ Tenden-
zen verdächtigt wurde. 2009       
schlugen ethnische Spannungen in 
eine blutige Konfrontation zwischen 
Han-Chines:innen und Uigur:innen 
um. 

<< Die verschärfte Unterdrückung der 
uigurischen Bevölkerung ist eng verbunden mit 
der gestiegenen wirtschaftlichen Bedeutung … 

Der Anteil von Xinjiang an den 
gesamtchinesischen Vorkommen liegt für Erdöl, 

Erdgas und Kohle zwischen 20 und 40 %. >> 



Seite | 17 

 

 

Über eine Million Menschen in    
Lagern inhaftiert 

2013 hat Chinas Staatschef Xi Jin-
ping die „Initiative neue Seidenstra-
ße“ (auf englisch Belt and Road Initi-
ative) ins Leben gerufen, die der ge-
stiegenen chinesischen Bedeutung 
in der Weltwirtschaft Rechnung    
tragen soll: gigantische Infrastrukur-
projekte, um China besser mit dem 
Rest der Welt zu verbinden. Unter 
anderem auf dem Landweg, über 
Xinjiang und Zentralasien. Ein Jahr 
später hat sich die staatliche Repres-
sion gegen die Uigur:innen massiv 
verschärft. Seit 2014 sind immer 
mehr Einheiten vor Ort, die die Be-
völkerung kontrollieren, schikanie-
ren und in den letzten Jahren ein 
System aus Arbeits- und 
„Umerziehungs“-Lagern aufgebaut 
haben, das sich immer weiter aus-
dehnt. Von der UNO und von         
Amnesty International anerkannte 

Schätzungen gehen davon aus, dass 
über eine Million Uigur:innen in  
diese Zwangslager gesteckt wurden, 
also jede:r Zehnte! Kinder werden 
von ihren Eltern in der Diaspora ge-
trennt, aus den Lagern wird über 
Misshandlungen, Zwangssterili-
sation und Folter berichtet.2  Die In-
haftierten werden auch als Zwangs-
arbeiter:innen eingesetzt, beispiels-
weise in der Landwirtschaft. Trotz 
der ausgedehnten Wüsten wird näm-
lich in den fruchtbaren Streifen Xin-
jiangs intensive Bewässerungsland-
wirtschaft betrieben. So kommt mitt-
lerweile 20 % der weltweiten Baum-
wolle dorther, und auf riesigen To-
matenfeldern werden Industrieto-
maten hergestellt, die unter anderem 
in Tomatenmark made in Italy en-
den.3 

Der heuchlerische Westen 

Billiger Strom und billige Arbeits-
kräfte, was begehrt das Inves-
tor:innenherz mehr?! Und so profitie-

ren Firmen nicht nur aus China von 
dem Wirtschaftsboom der Autono-
mie-Region. BASF betreibt dort nach 
eigener Auskunft eine „Anlage im 
Weltmaßstab“. Siemens hat in der 
Hauptstadt Urumtschi eine Nieder-
lassung und arbeitet eng mit der chi-
nesischen Firma CETG zusammen, 
die mit elektronischen Überwa-
chungssystemen die Repression un-
terstützt.4 Und Volkswagen betreibt 
seit 2013 ein Werk, laut VW-Chef sei 
dort aber Zwangsarbeit „kein The-
ma“. Wie beruhigend! Selbst wenn 
vielleicht keine Zwangsarbei-
ter:innen aus den Internierungsla-
gern direkt ans VW-Fließband gelie-
fert werden, so ist klar, dass die    
massenhafte Überwachung und Re-
pression gegen die Mehrheitsbevöl-
kerung in Xinjiang zusätzlich zur 
Zwangsarbeit ein Klima schafft, in 
dem Arbeitskämpfe für höhere Löh-
ne noch schwieriger sind als im rest-
lichen China. Alle Firmen in Xinjiang 
profitieren von der Unterdrückung 

Aus „Atlas der Globalisierung“, 2009 
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der Uigur:innen, VW genauso wie 
alle Textilketten, die von dort Baum-
wolle oder Stoffe beziehen.5 

Genauso heuchlerisch sind die jetzi-
gen EU-Sanktionen. Zum einen       
ändern sie nichts am Schicksal der 
Uigur:innen, auf der anderen Seite 
kann man fragen, weshalb diese 
Sanktionen ausgerechnet jetzt be-

schlossen wurden. Das gigantische 
Ausmaß der Internierungslager ist 
seit mindestens 2018 bekannt. Wie 
oft waren Kanzlerin Merkel und 
Kanzler Kurz seither in China? Aber 
die Unterdrückung der  uigurischen 
Minderheit soll die Geschäfte nicht 
stören.  

Dass diese Verbrechen nun immer-
hin benannt werden, hat wohl sehr 
viel mehr mit dem diplomatischen 
Poker um weltweite Macht und Ein-

fluss zu tun, bei dem sich der Ton 
zwischen China und den USA oder 
China und der EU wieder verschärft. 

Was kann helfen? 

Wie in vielen anderen Konfliktregio-
nen auf der Welt haben die Arbeiten-
den bei ethnischen Konflikten nichts 
zu gewinnen. Es ist derselbe Staat, 

dessen Machtapparat sich immer 
noch als „Kommunistische Partei“ 
bezeichnet, der verantwortlich ist für 
Unterdrückung und Leid der           
Uigur:innen, wie auch für die Unter-
drückung aller anderen chinesischen 
Arbeiter:innen, die im internationa-
len Maßstab extrem ausgebeutet 
werden. Die chinesischen Arbeiten-
den haben in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten immer wieder Streiks 
geführt und für die Verbesserung 

ihrer Lage gekämpft. Lokal konnten 
sie so Verbesserungen durchsetzen, 
während alle Versuche, sich landes-
weit als Arbeiter:innenklasse zu or-
ganisieren, vom Staat unbarmherzig 
bekämpft werden. Dabei wird die 
Technik von   Repression und Über-
wachung schon an der uigurischen 
Bevölkerung ausprobiert. Dieser 
mächtige Staatsapparat wird kaum 
vom Kampf der                Uigur:innen 
allein besiegt werden. Aber wenn die 
chinesische Arbeiter:innenklasse 
trotz Repression    gegen ihn auf-
steht, dann wird sich nicht nur Chi-
na, sondern die          gesamte kapita-
listische Welt um-gucken! 

Referenzen 

1 https://cbeci.org/mining_map  
2 Informationen unter anderem im Amnesty-
Bericht vom Februar 2021, https://amsty.de/
ld4fd 

3 J.-B. Malet, Das Tomatenimperium, Köln 
2018 

4 https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/
unternehmen/deutsche-konzerne-in-xinjiang-
was-machen-volkswagen-und-siemens-
16505245.html 

5 https://www.srf.ch/news/schweiz/zwangs 
arbeit-in-xinjiang-schweizer-firmen-machen-
geschaefte-wo-uiguren-unterdrueckt-werden  

<< Billiger Strom und billige Arbeitskräfte, was 
begehrt das Investor:innenherz mehr?! Und so 

profitieren Firmen nicht nur aus China von 
dem Wirtschaftsboom der Autonomie-Region. 

In der Hauptstadt Urumtschi hat sogar 
Volkswagen ein Werk. >> 
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Die Dokumentation, die zu großen 
Teilen auf dem sehr zu 
empfehlenden Buch „Ökonomie der 
Zerstörung“ von Adam Tooze beruht, 
zeigt, wie unter Hitler die gesamte 
deutsche Wirtschaftsmacht in den 
Dienst der Kriegsvorbereitung 
gestellt wurde. Es war nicht der 
Autobahnbau, sondern es war die 
Aufrüstung in bis dahin 
unvorstellbaren Ausmaßen, die in 
Deutschland die Arbeitslosigkeit 
überwand und später sogar zu Ar-
beitskräftemangel führte. Aber auch 
die Vollbeschäftigung sorgte kaum 
für bessere Lebensverhältnisse.  

Da die Nazis die Gewerkschaften 
und die gesamte Arbeiter:innen-
bewegung zerschlagen hatten, 
blieben die Löhne auch für „arische“ 
Arbeiter:innen niedrig – alle 
Ressourcen des Landes wurden in 
die immer kapitalintensivere 
Vorbereitung des Krieges gesteckt. 
Die Unsummen, die dafür benötigt 
wurden, organisierte ein Bankier für 
die Nazis auf Pump. Der siegreiche 
Krieg sollte diese Schulden 
begleichen, weshalb das Nazi-
Regime die Flucht nach vorn antrat – 
eine mörderische Politik, die zu 
grausamer Zerstörung führte. 

Der Film zeigt, wie gut das Kapital 
genau daran verdient hat, an den 

immensen Staatsaufträgen genau so 
wie später am massiven Einsatz von 
Zwangsarbeiter:innen. 

Nationalsozialismus und 
Kapitalismus, Zweckbündnis oder 
Liebesgeschichte? 

Die Doku setzt 1933 mit der 
sogenannten „Machtergreifung“ der 
Nazis ein. Es klingt dort so, als ob die 
Industriellen sich erst mit den Nazis 
hätten anfreunden müssen. Doch 
ohne die massive Unterstützung 
großer Teile der Industrie wären die 
Nazis 1933 kaum an die Macht 
gekommen. Leo Trotzki, der vor der 
tödlichen Gefahr warnte, die den 
Arbeitenden vom Faschismus drohte, 
schrieb zur gleichen Zeit: „Der 
Gedanke, die ganze Macht an Hitler 
abzutreten, der sich auf die gierigen 
und entfesselten Banden des 
Kleinbürgertums stützt, ist für [die 
Barone, Kapitalmagnaten und 
Bankiers] durchaus nicht 
beglückend. Sie bezweifeln natürlich 
nicht, dass Hitler zu guter Letzt ein 
gefügiges Werkzeug ihrer Herrschaft 
sein würde. Doch das wäre 
verbunden mit Erschütterungen, mit 
dem Risiko eines langwierigen 
Bürgerkrieges und großer Unkosten.“ 
Doch das deutsche Kapital zögerte 
nicht allzu lange angesichts der 
Wirtschafts-krise und der Bedrohung 

durch die gut organisierte 
Arbeiter:innen-bewegung.  

Der bürgerliche Theodor Heuss, der 
nach dem Krieg erster 
Bundespräsident wurde, warb 1931 in 
seinem Buch „Hitlers Weg“ für eine 
flexible Zusammenarbeit von 
Bürgerlichen und Nazis, um die 
kommunistische Gefahr zu bannen. 
Und 1932 hält Hitler nach Thyssens 
Einladung eine Rede vor 650 
Industriellen in Düsseldorf, die mit 
großem Applaus aufgenommen wird. 
1933 war die Entscheidung der 
Großindustrie für die Abschaffung 
der Demokratie und einen 
möglichen neuen Krieg angesichts 
mangelnder Alternativen reiflich 
durchdacht. 

Die Nazis, die Arbeit und das Geld, 
F 2020, 90 Min., in der Arte-
Mediathek (bis 9. 5.) oder auf 
youtube: https://www.youtube.com/
watch?v=fdloeMNZs7k 

Adam Tooze: Ökonomie der 
Zerstörung. Die Geschichte der 
Wirtschaft im Nationalsozialismus, 
München, 2007. 

Leo Trotzki: Der einzige Weg (Sept. 
1932) https://www.marxists.org/
deutsch/archiv/trotzki/1932/09/
index.htm. 

E ine aktuelle Arte-Dokumentation untersucht die wirtschaftlichen Hintergründe der 

nationalsozialistischen Kriegsführung und des Holocausts und beleuchtet die 

Beziehungen zwischen den Industriellen und den Nazis. 



D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechtsex-
tremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und Ge-
werkschaftsapparaten. Wenn Du an 
diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/

Deutschland / Österreich 


